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Politik des „Undenkbacen"

Senator Fulbright forderte vor kurzem eine gründlidie Revision der am erika­
nischen Außenpolitik. Es gelte, die neuen Realitäten zu erkennen, alte M ythen 

aufzugeben, ja  das Undenkbare zu denken und zu verwirklichen. Die Regierung 
ha t sich m it seinen aufrüttelnden Forderungen nicht identifiziert, doch zeigte das 
Echo in der Presse, daß Fulbright kein  Rufer in der W üste mehr ist. Das ü b er­
denken der Dinge hatte  m it Kennedy begonnen, der Prozeß des Raisonnierens ist 
nun nicht m ehr aufzuhalten.

Kennans Aufsatz in „Foreign Affairs“ hat nun der Diskussion w eiteren Auftrieb 
gegeben. Die A lternativen einer Politik des W estens gegenüber den kommunisti­
schen Staaten, die er dort aufzeigt, sollten in  ihren Konsequenzen auch oder 
gerade in der Bundesrepublik nicht übersehen werden. H ier Starrheit, dort Be­
wegung. Nach Kennan liegt es wesentlich beim W esten, ob durch Anerkennung 
der kommunistischen Realität der Prozeß zum Polyzentrismus gefördert w ird oder 
durch Behaupten der alten  Fiktion, auf irgendeine W eise lasse sich irgendwann 
durch eine Politik der Stärke, militärisch oder ökonomisch, der kommunistische 
Block auf die Knie zwingen, w ieder rückgängig gemacht, also die monolithische 
Einheit jener Staatengruppe w iederhergestellt wird.

In dieser A useinandersetzung h a t sich die offizielle Politik der Bundesregierung 
bis vor kurzem damit begnügt, die vorkennedyschen Leitbilder der amerikanischen 
Politik nicht nur zu übernehmen, sondern sie  darüber hinaus m it noch kräftigeren 
Farben auszustatten. Das Undenkbare zu denken, blieb bei uns einigen Intellek­
tuellen und nur ganz w enigen Politikern überlassen, deren U rteil a  priori als 
suspekt, ja  subversiv gelten mußte. Nun ist zweifellos der Spielraum der bundes­
deutschen Außenpolitik, vor allem  gegenüber dem  Osten, begrenzt. Durch Identi­
fizierung der offiziellen Politik mit den Thesen gerade der härtesten V ertreter 
im westlichen Lager aber hatte  sie ihn selbst noch w eiter eingeengt. ,

W enn heute der neue Außenminister Dr. Schroeder den behutsam en Versuch 
unternimmt, veränderten Tatbeständen im Osten durch wirtschaftlichen und kultu­
rellen Austausch Rechnung zu tragen, sieht er sich noch zusätzlich durch die Oppo­
sition in den Reihen seiner eigenen Partei behindert. Es w äre bedauerlich, wenn 
diese unseres Erachtens noch allzu vorsichtige Politik blockiert würde durch jene 
Elemente, denen schon jeder Gedanke an eine „détente" Anathema ist, die in 
jeder Anerkennung harter Notwendigkeiten einen ehrlosen A kt der Unterwerfung 
sehen. Von ihnen w äre niemals zu erwarten, daß sie auf einen Rechtsanspruch 
zugunsten der Lebensinteressen eines Volkes verzichten würden. W enn diese 
Gruppe — sie ist in allen Parteien vertreten  —, die m it Faustpfändern arbeitet, 
die sich doch ständig entwerten, noch größeren Einfluß auf die deutsche Außen­
politik gewinnen würde, w äre das nicht nur für Deutschland, sondern auch für 
die anderen westlichen Länder verderblich. Eine „relance européenne", als deren 
Träger sich diese falschen Gaullisten bezeichnen, w ird durch sie eher behindert 
als gefördert. (Su.)

A 4 l le  in der A b te ilu n g  „Zeitgespräch“ verö ffen tlich ten  B eiträge  s in d  fre ie  M einungsäußerungen  von  Per-
aäSnlichheiten aus W irtschaft u n d  P o litik  u n d  von  in- u n d  ausländ ischen  M itarbeitern . S ie  en th a lten  ke ine
SS te llungnahm e d er  R ed a k tio n  u n d  sin d  ke ine  o ff iz iö se n  Ä u ß eru n g en  d er herausgebenden  In s titu tionen .

19 964/IV 135


